
Auf die Straße gegen
Sozialabbau, Völkermord

und Krieg!

DGB-Aktionstag 
am 26. September

gegen 

Sozialabbau!
gegen 
Krieg!

Wir gehen gemeinsam zur Zubringerdemo:
Treffpunkt: 10.30 Uhr, Johannisplatz

Wir versammeln uns am Transparent "Gewerkschafter*innen gegen
Sozialabbau, Völkermord und Krieg".



Wir – Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter sowie Aktive der Friedens-
und Palästinabewegung aus Leipzig und der Region – rufen gemeinsam auf,
sich am 26. September am DGB-Aktionstag in Leipzig zu beteiligen.

Wir erleben massive Angriffe auf Errungenschaften der Arbeitnehmer/-
innen und den Sozialstaat: auf den 8-Stunden-Tag, die Leistungen der
Krankenversicherung, den Kündigungsschutz und die Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall. Das Renteneintrittsalter soll erhöht, das Rentensystem
privatisiert und das Rentenniveau gesenkt werden. Zivile Produktion wird auf
Rüstung umgestellt, während Arbeitsplätze abgebaut und Schulen, Unis
und Krankenhäuser kaputtgespart werden.

Zugleich werden Hunderte Milliarden Euro für Aufrüstung und Krieg
ausgegeben. Mit umfangreichen Militärhilfen trägt Deutschland zur
Fortsetzung des Ukrainekriegs bei, in dem inzwischen etwa 600.000 bis
700.000 Menschen getötet wurden. Ebenso liefert die Bundesregierung
Waffen an den Staat Israel für den Völkermord am palästinensischen Volk.
Rund ein Drittel des Bundeshaushalts soll in das Militär fließen. Ein Großteil
der Aufrüstung wird zudem über Schulden finanziert. Für Länder,
Gemeinden und alle anderen Bereiche gilt hingegen weiter die
„Schuldenbremse“. Die jährlichen Zinsbelastungen steigen bis 2029
voraussichtlich auf rund 60 Milliarden Euro.

Je mehr Geld für Militär, Waffen und Schuldendienst fließt, desto weniger
bleibt für Daseinsvorsorge, zivile Infrastruktur, Renten und die Löhne der
Beschäftigten im öffentlichen Dienst, im Bildungswesen und im
Sozialbereich.
Wir treten dieser Politik gemeinsam entgegen. Wir wollen soziale Rechte,
Arbeitsplätze und Löhne verteidigen und die Kriegs- und Sozialabbaupolitik
der Regierung Merz/Klingbeil beenden!



Das zeigen Streiks, Proteste und Widerstandskämpfe im ganzen Land –
auch in Leipzig und der Region:

Zehntausende demonstrieren bundesweit gegen die Eskalation des Krieges in der
Ukraine und die Vorbereitung eines Krieges gegen Russland. In Leipzig organisiert das
Bündnis Leipzig gegen Krieg den Ostermarsch und die Demonstration zum Antikriegstag.
Hunderttausende demonstrieren bundesweit gegen die koloniale Besatzung Palästinas
und den Völkermord am palästinensischen Volk. In Leipzig bringt das Palästina
Aktionsbündnis diesen Protest auf die Straße.
Dreimal streikten bundesweit viele Zehntausende Schüler/-innen gegen die Einführung
einer Kriegsdienstpflicht – auch in Leipzig. Das Schulstreikbündnis wird dabei von der
GEW unterstützt. Sie wollen nicht töten und getötet werden!
Bei Mercedes-Benz und VW demonstrieren bundesweit Zehntausende Kolleg/-innen
gegen Arbeitsplatzabbau und Werksschließungen. Auch im Leipziger Automobilcluster
kämpfen Beschäftigte bei Porsche, BMW und Zulieferern für Sicherung ihrer
Arbeitsplätze und Tarifbindung.
Bundesweit streiken Beschäftigte im Handel für Löhne zum Leben und Tarifbindung.
Auch in Leipzig und der Region kämpfen sie mit ver.di gegen drohenden Reallohnverlust.
Bundesweit kämpfen Beschäftigte im Bildungswesen für bessere Arbeitsbedingungen
und Löhne und ausreichend finanzierte Schulen und Hochschulen. Sie setzen sich dabei
auch für Zivilklauseln für friedliche Bildung und Forschung und gegen die Kooperation
mit dem genozidalen Staat Israel ein. In Leipzig stimmte eine Vollversammlung der
Studierenden für einen akademischen Boykott israelischer Institutionen und eine
Zivilklausel..
Bundesweit kämpfen Beschäftigte der Krankenhäuser mit einem „Klinik-Aufstand“ gegen
Personalabbau und die Militarisierung des Gesundheitswesens. Auch Beschäftigte des
Universitätsklinikums und des Herzzentrums Leipzig beteiligen sich am Widerstand
gegen Kürzungen. Sie fordern: „Klinikrettung – jetzt!“.
Der Fall des ver.di-Vertrauensmanns Christopher bei DHL am Flughafen Leipzig steht für
den Kampf gegen die Repression gegen die Antikriegsbewegung und für
gewerkschaftliche Rechte im Betrieb. Weil Christopher mit der Parole „Kein Transport für
Völkermord“ für Arbeiteraktionen gegen Waffenlieferungen eintrat, wurde er gekündigt.
Das Arbeitsgericht Leipzig erklärte diese Kündigung jedoch für unwirksam. Wir fordern:
DHL muss das Urteil akzeptieren und den Kollegen weiterbeschäftigen! Christophers
mutige Forderung nach Arbeiteraktionen gegen Waffenlieferungen ist auch die unsere!
Bundesweit wehren sich Belegschaften und die Bevölkerung gegen die Umstellung
ziviler Produktion auf Kriegsproduktion und die Ansiedlung von Rüstungsunternehmen,
die mit dem Argument von Arbeitsplätzen beworben werden. In Sangerhausen richtet
sich der Widerstand gegen eine geplante Waffenfabrik des israelischen Unternehmens
Elbit. Wir unterstützen diesen Kampf an der Seite der Initiative „Keep Elbit Out“ und
fordern: Zivile Arbeitsplätze statt Rüstungsproduktion! Keine Elbit-Waffenfabrik in
Sangerhausen!



Doch diese Kämpfe bleiben vereinzelt. Wir müssen daraus eine
gemeinsame Widerstandskraft gegen die Politik des Krieges nach außen
und des sozialen Krieges nach innen aufbauen – mit Gewerkschafter/-
innen, der Friedensbewegung, Schüler/-innen gegen die Kriegsdienstpflicht
sowie der Palästinasolidaritätsbewegung.

Der DGB ruft am 26. September in 15 Großstädten zu einem Aktionstag
gegen die Politik der Regierung Merz/Klingbeil, den Abbau von
Arbeitnehmerrechten und Einschnitte im Sozialbereich auf. Wir greifen
diesen Aufruf auf und mobilisieren zum Aktionstag in Leipzig.
Der 26. September muss zum Auftakt für die Vereinheitlichung des
Widerstands werden: Als nächsten Schritt fordern wir den DGB auf, zu einer
zentralen bundesweiten Demonstration am Regierungssitz in Berlin
aufzurufen. 

Gemeinsam sagen wir:

Stopp der Aufrüstung! Stopp den Völkermord in Gaza!
Schafft Wohlstand, nicht Krieg! Arbeitsplätze statt Kriegsdienstpflicht!
Nein zum Kriegsstaat!

Aufrufende:

Gewerkschafter:innen in ver.di
gegen Militarismus

Leipzig-gegen-Krieg.de
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